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Verordnung f 
über die Wiedereinführung der Normalzeit im Winter 1942/1943. 


Vom 16. Oktober 1942.*) 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung ver- 
ordnet mit Gesetzeskraft: 


$1 

(1)- Die durch § 1 der Verordnung über die 
Einführung der Sommerzeit vom 23. Januar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 232) bestimmte Zeitrechnung 
endet am 2, November 1942 vormittags um 3 Uhr. 
Zu diesem Zeitpunkt werden die öffentlichen 
Uhren um eine Stunde, d. h. von 3 Uhr auf 2 Uhr, 
zurückgestellt. 

(2) Von der am 2. November 1942 doppelt er- 
scheinenden Stunde von 2 bis 3 Uhr vormittags 
wird die erste Stunde als 2 A, 2A 1 Minute usw. 
bis 2A 59 Minuten, die zweite als 2B, 2B 1 Mi- 
nute usw. bis 2B 59 Minuten bezeichnet. 


Berlin, den 16. Oktober 1942, 


82 

Am 29. März 1943 vormittags 2 Uhr beginnt 
wieder die Zeitrechnung gemäß § 1 der Ver- 
ordnung über die Einführung der Sommerzeit 
vom 23. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 232). 
Zu diesem Zeitpunkt werden die öffentlichen 
Uhren um eine Stunde, d. h. von 2 Uhr auf 3 Uhr, 
vorgestellt. 


83 
(1) Diese Verordnung gilt auch in den ein- 
gegliederten Ostgebieten, im Protektorat Böhmen 
und Mähren und im Generalgouvernement. 
(2) Der Reichsminister des Innern erläßt die 
zur Durchführung dieser Verordnung erforder- 


lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Der Vorsitzende 
des Ministerrats für die Reichsverteidigung 


Göring 
Reichsmarschall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
i Dr. Lammers 


*) Die Verordnung ist in Nr. 105 S. 593 des Teiles I des Reichsgesetzblattes abgedruckt. Die Nr. 105 trägt das 


Ausgabedatum vom 16. Oktober 1942. 
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Anordnung 


über die Überführung der deutschen Volkszugehörigen in die Deutsche Krankenkasse 
für das Generalgouvernement. 


Vom 22. Oktober 1942. 


Auf Grund des $ 14 der Verordnung über die 
Sozialversicherung der deutschen Staatsangehörigen 
im Generalgouvernement vom 17. Juni 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 908, VBIGG. I S. 387) in 
Verbindung mit der Verordnung des Reichsarbeits- 
ministers über die Krankenversicherung der 
deutschen Volkszugehörigen im Generalgouverne- 
ment und die Errichtung der Deutschen Kranken- 
kasse für das Generalgouvernement vom 9. Juli 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 459, VBIGG. S. 441) 
wird mit Ermächtigung des Reichsarbeitsministers 
folgendes angeordnet: 


§ 1 
Stichtag. 

Die im, Generalgouvernement beschäftigten 
deutschen Volkszugehörigen werden mit Wirkung 
vom 5 

1. November 1942 
in die Deutsche Krankenkasse für das General- 
gouvernement überführt. Bei ‘Wochenlohn- 
empfängern ist statt des 1. November der letzte 
in den Monat Oktober fallende Lohntag maß- 
gebend. 


82 
Personenkreis. 

Deutsche Volkszugehörige sind solche Personen, 
die auf Grund der Verordnung über die Ein- 
führung einer Kennkarte für deutsche Volks- 
zugehörige im Generalgouvernement vom 
26. Januar 1940 (VBIGG. I S. 36) eine Kennkarte 
besitzen oder, soweit es sich um Jugendliche im 
Alter bis zu 16 Jahren handelt, sich durch Vor- 
lage einer Bescheinigung des zuständigen Kreis- 
hauptmannes (Stadthauptmannes) als Abkömmlinge” 
von deutschen Volkszugehörigen ausweisen. 


$3 
Ummeldung. 

(1) Alle Betriebsführer haben die bei ihnen 
versicherungspflichtig beschäftigten deutschen 
Volkszugehörigen (Arbeiter und Angestellte) zu 
dem nach $ 1 maßgebenden Stichtag bei der 


‚bisher zuständigen Sozialversicherungskasse mit 


dem hierfür vorgesehenen Formular umzumelden. 
Die Meldung ist bis zum 3. November 1942 in 
dreifacher Ausfertigung zu erstatten und gilt 
gleichzeitig als Abmeldung bei der Sozialver- 
sicherungskasse und Anmeldung bei der Deut- 
schen Krankenkasse für das Generalgouvernement. 


Der Betriebsführer hat die Ummeldung in dem 
Legitimationsbuch des Versicherten einzutragen; 
dieses ist dem Versicherten als Versicherungs- 
nachweis zu belassen. Versicherte, die kein Legi- 
timationsbuch besitzen, erhalten auf Antrag der 
Sozialversicherungskasse eine Aufrechnungs- 
bescheinigung über ihre bis -zum 31. Oktober 1942 
zurückgelegten Versicherungszeiten. 


(2) Eine Durchschrift der Ummeldung leitet 
die Sozialversicherungskasse nach Durchführung 
der Abmeldung an die Deutsche Krankenkasse 
für das Generalgouvernement weiter, eine weitere 
Durchschrift ist mit der abgeschlossenen Ver- 
sicherungsverlaufskarte der Hauptanstalt für 
Sozialversicherung in Warschau einzusenden, die 
dritte Durchschrift ist dem Betriebsführer zurück- 
zugeben. Die Sozialversicherungskasse selbst ver- 
merkt die Ummeldung mit Stempelaufdruck auf 
der letzten Anmeldung. 3 

(3) Die Hauptanstalt für Sozialversicherung in 
Warschau legt für jeden deutschen Volks- 
zugehörigen einen Versicherungsakt an, in 
welchem die Meldung und die Versicherungsver- 
laufskarte und in Zukunft die Invalidenquittungs- ` 
karte bzw.. Angestelltenversicherungskarte aufzu- 
bewahren sind. 


4 
Übernahme der Leistungen. 


(1) Die Deutsche Krankenkasse für das General- 
gouvernement übernimmt ab 1. November 1942 
die Verpflichtung zur Leistungsgewährung für 
laufende Fälle in der Krankenversicherung nach 
ihrer Satzung in entsprechender Anwendung. von 
$ 212 RVO. Die Sozialversicherungskassen wickeln 
alle laufenden Barleistungsfälle bis zu ihrer Be- 
endigung für Rechnung der Deutschen Kranken- 
kasse für das Generalgouvernement ab. 


(2) Für die Gewährung von Leistungen der 
Deutschen Krankenkasse für das Generalgouver- 
nement; ihre Dauer und Höhe sowie für das 
Recht auf Weiterversicherung werden die in der 
Krankenversicherung des Generalgouvernements 
zurückgelegten Versicherungszeiten angerechnet. 


85 
Umfang der Versicherung 
und Beitragshöhe. 
(1) Deutsche Volkszugehörige sind ab 1. Novem- 
ber 1942 krankenversichert nach den 
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reichsrechtlichen Vorschriften über die Kranken- 
versicherung, invaliden-, angestellten- 
und unfallversichert nach den Vor- 
schriften über die Sozialversicherung im General- 
gouvernement, 


(2) Die Beiträge betragen: 


zur Invalidenversicherung 5,3v.H. 
zur Angestelltenversicherung 8 v.H. 


Sie werden bis zu einer monatlichen Höchstver- 
dienstgrenze von 725,— Zloty nach dem Mittel- 
betrag der Reichslohnsteuertabelle berechnet und 
je zur Hälfte vom Betriebsführer und vom Ver- 
sicherten getragen. Zuschläge, die mit Rücksicht 


auf den Familienstand gezahlt werden (Frauen-, ` 


Kinderzuschläge, bleiben, soweit dadurch der für 
die Krankenversicherung nach §§ 180 Abs. 1, 
385 Abs. 1 Satz 2 RVO geltende Höchstgrund- 
lohn von monatlich 600,— Zloty überschritten 
wird, in der Invaliden- und Angestelltenver- 
sicherung bei der Berechnung der Beiträge, nicht 
aber bei der Bemessung der Leistungen außer 
Ansatz. Der Wert der Sachbezüge wird nach den 
reichsrechtlichen Vorschriften festgestellt. 


(3) Die Beiträge zur Unfallversicherung werden 
nach der Gefahrenklasse berechnet und vom Be- 
triebsführer getragen. s 

(4) Die Beiträge zur Arbeitslosenver- 
sicherung und zum Arbeitsfonds sind 
für deutsche Volkszugehörige nach den im 
Generalgouvernement geltenden Vorschriften zu 
entrichten. 3 


86 
Rechts- und Verwaltungshilfe. 
(1) Der Deutschen Krankenkasse für das Gene- 
ralgouvernement werden gemäß den Vorschriften 


über die Sozialversicherung im Generalgouverne- 
ment (Art, 23 des Sozialversicherungsgesetzes 


vom 28. März 1933, Gesetzblatt der Republik 


Polen Nr. 51 Pos. 396) in der Invaliden-, An- 
gestellten- und Unfallversicherung folgende Auf- 
gaben übertragen: ; 

a) die Feststellung der Versicherungspflicht, 

b) die Feststellung der Berechtigung zur Fort- 
setzung der Versicherung in den einzelnen 
Versicherungszweigen, 

c) die Bemessung und Einziehung der Ver- 
sicherungsbeiträge und die Kontrolle der 
Éntrichtung der Beiträge durch die Betriebs- 
führer, 

d) die Entgegennahme von Anträgen auf 
Leistungen der Hauptanstalt für Sozialver- 
sicherung, die Durchführung der Vorarbeiten 
für die Gewährung und die Gewährung selbst 
auf Anweisung derselben, (Hinsichtlich der 
‘Leistungen in der Unfallversicherung be- 


stimmen sich die Ersatzansprüche der 
Deutschen Krankenkasse für das General- 
gouvernement nach Art. 102 des Sozialver- 
sicherungsgesetzes vom 28. März 1933), 


e) die Ausgabe von Invalidenquittungskarten 
und Angestelltenversicherungskarten sowie 
der Umtausch derselben und Weiterleitung 
an die Hauptanstalt. 


(2) Für die für die Hauptanstalt für Sozial- 
versicherung geleisteten Arbeiten nach Abs. 1 er- 
hält die Deutsche Krankenkasse für das General- 
gouvernement eine von der Regierung des General- 
gouvernements (Hauptabteilung Arbeit) festzu- 
setzende Vergütung. 


(3) Die Hauptanstalt für Sozialversicherung 
kann die der Deutschen Krankenkasse für das 
Generalgouvernement übertragenen Aufgaben 
unter Führung deutscher Bevollmächtigter regel- 
mäßig wiederkehrend überprüfen lassen. 


87 
Wiederbeschäftigte Beamte des ehemaligen pol- 
nischen Staates und der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände. 


Wiederbeschäftigte Beamte deutscher Volks- 
zugehörigkeit des ehemaligen polnischen Staates 
und der Gemeinden und Gemeindeverbände sind 
ab 1. November 1942 bei der Deutschen Kranken- 
kasse für das Generalgouvernement krankenver- 
sicherungspflichtig. In der Renten- und Unfall- 
versicherung bleiben sie versicherungsfrei (Rund- 
schreiben der Hauptabteilung Arbeit vom 22. Juni 
1942, III 195/42). 


§ 8 


Krankenversicherung der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten. 


Die in den Betrieben der Land- und Forstwirt- 
schaft, des Gartenbaues, der Tierzucht und Fische- 
rei oder in den hierzu gehörigen Nebenbetrieben 
beschäftigten deutschen Volkszugehörigen, welche 
nach den' gesetzlichen Vorschriften über die 
Sozialversicherung im Generalgouvernement nicht 
krankenversicherungspflichtig waren, sind nach 
den reichsrechtlichen Vorschriften ab 1. August 
1942 krankenversicherungspflichtig. Die An- 
meldung dieser Personen ist bis zum 3. November 
1942 von den Betriebsführern unmittelbar bei der 
Deutschen Krankenkasse für das Generalgouver- 
nement zu erstatten, In der Angestelltenver- 
sicherung verbleibt es bei ihrer Versicherungs- 
pflicht nach Art. 1 Nr. 2 bis 4 der Verordnung 
über die Angestelltenversicherung vom 24, Novem- 
ber 1927 (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 106 
Pos. 911), wobei hinsichtlich. des Beitragseinzuges 
und der sonstigen, von der Deutschen Kranken- 


BE: A ee ae eo. 


660 Verordnungsblatt für das Generalgouvernement — Jahrgang 1942 
MEERE EEE EEE EEE A ER ee 3 2 TEE 


kasse für das Generalgouvernement zu leistenden Nr. 1 des Sozialversicherungsgesetzes und die 
Verwaltungshilfe vom 1.'November 1942 ab §.6 dazu ergangenen Anordnungen). In der Invaliden- 
der Anordnung gilt. “In der Unfallversicherung versicherung bleiben sie weiterhin versiche- 
gelten die bisherigen Bestimmungen (Art. 6 Abs. 3 rungsfrei. 


Krakau, den 22. Oktober 1942, 


Regierung des Generalgouvernements 
Hauptabteilung Arbeit 


In Vertretung 
Rhetz 
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